
BESCHEINIGUNG NACH

181 AktG

Die in dem nachstehenden Gesellschaftsvertrag geänderten Bestimmungen

stimmen mit dem im Hauptversammlungsbeschluss vom 23.08.2023 (UVZ-Nr.

355/2023) über die Änderung des Gesellschaftsvertrages und die

unveränderten Bestimmungen mit dem zulefcct zum Handelsregister

eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages überein.

Duisburg, 23. August 2023
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SATZUNG

'. AMgemeine Bestimmungen

$1
Firma, Ste und Gesc hr

f1) Die Gesellschaft führt dfe Firma

NanaFecus .

f2) Der Ste der Gesellschaft (st Obert,ausen.

(3) DasGeschäfts/ahristdasKatende^ahr.

§2
Gegenstand dw Unternehmens

<1) s^ '^^'mmaM db &rt>^^'. ̂ ^ ̂ -.
^=^=^ss

^ u-'^- ̂'^.̂ .TT^^^:^

Stand; J(W8.20W
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S3
Bekanntnwchungen

(l) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfol
'gennurimBundesanzeiger.

(2> Z ̂ 1" ̂̂ ''""^..T1"'auM<al —^ '"o—
^,::^—w —-——;

tt. Grundkapital und Aktien

S4
. Grondkapfta*

(u =S£'^SÄ^.%?SÄ^a^.:

m^^^^z^^^^^A^-
a) Dr. Harn Heimaro» Schnter
b) Dr. Völker Bädecker

c) Dr. Christiaan Velzel

d) OMcEtomann

e) MarcusGriüat
0 JöigenVatentt»

9) UCA Aktfenflesefltehaft

SO.ISOStöckalrtten

15.150 Stückaktfen

15. t60S(üctaküen
23.550 StOckaWten

IS.OOOStOckaktton

15.000 StOdakdeo

21.200 SMckalrtten

Stand; W^fcSWy
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h) MteroVentureGmbH&CoKGaA

6.000 Slückaktten.

Ste Sacheintagen wurden in votor Höhe dadurch ert»racht. dass die Elnbrin.
flenden als dto aüelnlgan Gesedschaftor dte NanoFocus Messtechnrk GmbH
mit dem Sttz in Duisbu»g ftwmwchselnd nach den §§ 180 ff. UmwG irt die
Rechtsfonn der AktfmgeseBschaft umgewandet haben. Die bisherigen Ge.
schäteantetto der Gesetechafter der GmbH wurten zum Gmndtopftal der
Afdfangeaaitochaft.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. August
2025 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt
€ 3. 686.740,00 durch ein- oder mehnnalige Ausgabe von insgesamt bis zu 3.686.740
neuen, auf den Inhaber lai(tenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre
in den folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen;

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien,
fiiir die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag
des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpvnkt dieser Beschlussfassuag
als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der
bereits in den Handel einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum
Zeitpunkt der Festlegung des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht
wesenüich im Sinne der §§ 203 Abs. (l) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG
unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zuriickerworbene Aktien entfällt, die
seit dem 12. August 2020 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder
entsprechend § 186 Abs. (3) Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind.
Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen
Aktien durch einen Emissionsnüttler unter gleichzeitiger Verpflichtung des
Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft
bestimmten Dritten zum Erwerb aiizubieten, der Betrag, der von dem oder den
Dritten zu zahlen ist;
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• bei Kapitalerhöhimgen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewähnmg von
Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Untemehmensteüen oder
Beteiligungen an Unternehmen;

• wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/ oder Arbeitnehmern eines

mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum
Erwerb angeboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen Aktien können dabei
auch an ein geeignetes Kreditinstitut ausgegeben werden, das die Aktien mit der
Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich an die hiernach begünstigten Personen
weiterzugeben. Die Anzahl der so unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen
Aktien darf 2% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser
Ertnächtigung;

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigem der von der
Gesellschaft oder ihren Konzemgesellschaften ausgegebenen
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach
Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer
Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelhdten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital
2020 festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien
gemäß § 186 Absatz 5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. (l) Satz l
oder § 53b Abs. (l) Satz l oder Abs. (7) KWG tätigen Unternehmen mit der
Veq»flichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder
teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital
2020 oder nach Ablauf der Ennächtigungsfnst entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 anzupassen.



(4) entfallt eraatzlos

(5) entßllt ereatzlos

(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3. 186. 740,00 durch Ausgabe
von bis zu 3. 186. 740 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen
Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020).
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie
(i) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungsrechten oder Optionsscheinen, die
gemäß den von der Gesellschaft oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden
Konzemuntemehmen aufgrund des Ennächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung
vom 12. August 2020 bis zum 11. August 2025 ausgegebenen Wandel- und/oda-
Optionsschuldverschreibungen bestehen bzw. diesen beigefügt sind, von ihren
Wandlungs- b2w. Optionsrechten Gebrauch machen oder
(ii) die zur Wandlung vapflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden Konzemuntemehmen aufgrund
des Ennächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. August 2020 bis zum
11. August 2025 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur
Wandlung erfüllen, m den Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu
bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn
des Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Wandlungs- bzw.
Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten ausgegeben werden,
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermäditigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

(7)
entfällt ersatzlos
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(1) Die Aktten (auten auf den Inhaber.
S5
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^^^^^^^z^^^w^

§e
AndTcWartpaptere

Stand: Wiflftg^y



W. Der Vorstand

i)t'^^s'tEun°'Gwch ."'"""«"•«'"^"«*^""ng(1) ^2d.^^w^r ̂.mtmw' ^^^^"^
s0^!^^'"'^"': '"eh"18 e ^.'».-''»""^oZ,?
Z^2non beridw''E' — 'tahw~«- v»^^,.,.^

m ^ThTlwte". dl"Mwed9r •"•tfarato^ "o »«<*»<•» z-»
^?:-1:DarAuluchlBat IMm elnen '"^»»'»^v«^ „^.7
»" -»ahnden Vo^^n „..^^^ vom"№ •"* №

(3) ̂ ul€wvwü°df wnten -»-"^ a—^ ^.„ ^
BM*W^UV Mn^»^> MW»» *. V^.g.^w~sZ.
'^«^gib.<^s<^<tovo,̂ .7^Z^,*a*tt M stlm'

<4>^^^^V»»^^«M^^^^^^

6Mchfift8fuhrungundVrtwtung<terGa »schaft
") ̂ wt^w VOTÜW"Mm d" swd- •'« s-wo"^ «^
s^^^„8^to^?-<^=.^

m>^^^^^^^^^^^^^^
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№^AMMml!wm. MIWMW des VM^Eted—w-wi» ^
<^.OIfuMMml. l:m" >w"er allBmeh °*' 'of •'» ̂ M'b^n^
^LT'''e°tera'to.v°n—weda •—w ^^..̂ '«^
^^- ̂ ̂  ̂ ^-^a^r^^r^

ertei-

WAt. A41^al^l^Mdte.'der'"<terwn"M"8miB»77. '"
3r den Voretand anordnen, dass

Abs..

(»esäffwnte Arten von

W. DerAufelchtsrat

§9
Zmammmafzung und Amteitever

"' ̂ MMM^'l'M.aw M Mw°dan- •a"wh^ ̂ »^ B.
Kind.

m ^e8!e!h'B,.de' Aufald"ant' wbW » - ^e« bhn. B«ndtoun, 0.,
^z^^^^^^^^^
^.^^^^\t^^w<SWM^^^^
^^lr^DteAT^^ m^;^^
^^t^ d'r.H°UT".'Tmft dl°awdle E""'<^tt*.'^3'1"
^"*~ 200, en*nd. s«cb^^ '»»^^ ̂wi.̂ TJ'n^,'

Stand: 10.00.20H.
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(3) ei^ta.wg rtl «ton onlennch«», /»Alchtotsm«gM«n kann» &A „te,»
^rmb^teAulteh<^|^»^B„^^„^^--^
wdm"^91ner bel d9r waw 'Mta*i^*" 'WertblO. MIWW^'w
^•^. wenn A.^I^My^, ̂ ̂ , En»^w^ gethl,
^n^, ̂ufd.,An^ ,» ^ Auf.teh^ au^c^
Mt2^m.dla ̂  ̂AIB9eMhted^." ^^ ̂" W
^fo(genden Hauptve^a^ung nach Eintritt des En^aMes e»ne Neuwahf

. mft Beendfgung dieser Hauphwsammlung.
ar^erenfeltemttAWaufdar^^nAmtszeftdesAusgesch^en""'"'"''"1''

m ^ ein A^^nw ̂»„ ^ »^^,„ MWM. »^
^'lw.bMtehl. n'l".Amt 'urde"(tesl •'" Amted8uer«" «^eidtnd»
M'<"le<btorl s°".<fle techraN wr * WBe"»' a»9e'*h<te"«MWM*.'
ft^T'. d". AWKiwMeneim mBhS8rt^E»^,̂ ~b^'
^^^^'dh — ^Meh—-^'

(5> ̂ ^M^MW ».„„ ^ ^ ̂  g^^^ einer F*, «.„ ^
Maw"'"!eMeg°". oi' Me'tolB9un8 <~" -»»el, »*m*. a,'^ ̂'
^b„^d«, V,^nd unter Benach*»^»,, dw Vorate»,««, d» Au^to.
^ueSr

t,

Das Recht zur Amt8ntederie9un9 aus «^flem Q~"d'Melb('^

§10

Vorstaander und SteHwrtnter
<<) DWAI*tehlsntwählt h <fwerate" silam» nadl »'»"WaW ̂  »,.„« M«»
Ten-vw8ftanderLundeInen oder mehrere s^^ter. Die Waht'erfoJ'^
* ^«»«r d„ S». N,» «,„ *«, u,^», „„ Aufe^ „„«n^. n'

Stand: 10.00.2017-
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Z^um. Unter mehreren Steflwrtretem gin die bei ihrer Wah» bestfmmte Rei-

(2) Scheidet der Vo^teende oder eher setr.er Stoifvertreter zeitig aus dem Anrt
aus. ̂  hat der Aufefchts^l unve^üglfch e»ne Neuv^hl »ur dte resütehe Amteze»

s«
Sttzungen des Aufofchtsrats

(1) D,e Steungen des Aufsichtsrats ̂ en dun^, den Voreteenden des Aufe.-chte.
rats mft 8iner Frfst_vo"14 Ta8e"8chriwfch eint)erufen- ̂  ̂  B^hnungd^
Frist werden der Tag der Absendung der Eintedung und der Tagder'S'teung
"tehl mitgerechnet, »n dringenden Falten kann der ̂ ftzende dtose F/f^an'
gemessen verkü^en und mündBch. fem/nündKch, schrffUteh mittete eteN^n,.

(2) M» derEiobearfung ,s( die Tageso/tfnung mflzute,-ten. tel d,e •
nicht ordnungsgemäß angekündigt worfen, darf biertber nur besctoss^n'wer"
den. wenn kein Aufirichtsratsinftgljed wjdereprfcht.

(3) ao Srbungen des Aufefchtsrats haben wenrgstens einmal p^ Katenden^rte*.

§12
Beschlüsse des Aufeichtsrats

(U Beschlüsse des Aufsfchtsrate v^rten fn der Rege» in Steuogen gefasst. Außer.
halben Sitzungen können aufAnortnung des Vorsteenden des Aufsichten

schriWche. femschriftfiche oder femmündH«rf, e Beschfussfassungen oder'Be^

Stand: 10.00.201^
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schtösse durch etekfronische Medten ertbfgen. wenn kein Mrtfltied dfesem Ver.
fahren .rtnerf^b efner vom Vorsteencten besUmmten ansemessenen'Prist'w.
derapricftt. Über sotehe Beschlüsse wirü vom Voreteenden unve^lkrfi'efne
schliche Nfederechrfft erstelft und aNen Mieden, zugeteftet. Fu^fasffm"'
mungen aufle/ftalb von Steungen oelton die nachstehenden Bestimmungen
entsprechend.

(2) Bn Mitgßed nimmt auch dann.
Abstimmung der Stfrnme enthält

an der Beschiussfassung teil. wenn es sich in der

(3) Beschluß des Aufeichtsrate wrten, so^t das Gesetz nfeht ̂-ngend etwas
;nderelbestfmmt- (nit e'nfacher Mehrheit der ^bWebenen Sämmen gefasst'
Ctebef gilt StfmmenthaKung nfcht afs Stimmaböabe. Bei Wahlen genügt dfe^'
hä/tnfsmäßige Mehrheft. Bef St,mmena»eichhe» gibt dfe Stfmme des'Vo^en.
den des Aufslchtwats den Ausschlag; dtes gilt auch bei Wahlen.

W Der Aufeicht^tsvorsilzende ist ennächtfgt. im Nanian des Aufsfchtsrats dfe zur
Durchführung der Beschfu.se des Aufe/chtsrats erforterifehen Wiltenseridärun;

(S) Ober^ie Verhandfungen und Beschfüsse des Aufcichtsrate s,nd Ntederechriffen
anzufertigen, dte vom Vonrftzenden der Steung oder be. Abstimmungen auße,.'
hafb von Sitzungen vom Leiter der Absümmung zu unterzeichnen sfhd"

§13
Geschäftsordnung

.
DWT(chtsrat set2t <m Rahme"wn GeseK und satzun9 8ei^ Geschäftsortnung

Stand; tOMSQW
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§14
Vergütung

(T) Die Mftgfteder des Aufefchtsrats erttaften für jedes vü(te Geschäft^ahr ihrer Zu.
gehörfgkeit zum Aufetehtsrat efne Aufwandsentschädigung fr» Höhe von netto €
10.000,-, zahlbar nach Ablauf des Geahätejahres. Der Voisteende erhält das
doppefte. der stellvwtretonde Voreitzende das eindhhalbfeche dfeses Betrags.
Aufsfchtsfiatsmftgjjeder, dto dem Aufstehteral nicht während eine» voWen Ge-
schäftsjahrw angehört haben, erhalten die Vergütung entsp»whend der Dauer
ihrer Aufetehtsra(szugehör<gto{(. ZvsälzSch erfiaton die AufswbtsratBmltgUeder
dn Steungsgeld förjede AufefchteratssÄzunfl in Höhe von € 250-. der Vorsit'
zende ertiäft das Doppelte des SHzungsgeües je Auf^fehteratssftzung. Die Ge.
seltechaft trägt dto Kosten efner Vennögensschadenhaflpflfchtverefcherung für
dto AufeichtBnatsmHgfteder.

(2) Dia Mftgfieder des Aufefchtsrats erhanen femef Ereatz aller Ausfageo sowie Er-
satz der etwa ihfer Ve»gühing und Auslagen entfaftonden Umsaboüwer.

(3) § 113Abs. 2 AktG btelbt unberührt.

§15
Satzungsänderungen

Der Aufsfchtsrat ist befugt. Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betref-

VI. Die Hauptversammlung

l®

(llD^^t.wmachtitv wwseben' dass ^H-Ptv-ammlungen der Gesellschaft, die bis zum Ablauf des 22.

^^^^^^^f^-^^^^^m^^''^^^
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Ort und Efnberufüng
f1) Die Hauptversammlung findet am Ste der GeseÄschaft oder nach Wahl tfes e,n.

berufenden O^ans am Ste einer deutschen Wenpapiert&se oder(hde7nShe'.
^U>n,d^^d^<^^o»OrtwW^Bn|^b„^

m Di. E«b„o„, „ H. o,.™», ^ ̂  ̂  Bd»»,^^ ,„ ^^^
Für die Efnbenriungsfrfst gelten die gesetzr^

chen Vorschfffien. § 121 Abs. 4AktG OtofM unberührt.

(3) MHWI*'»»»^.<11» ».T^r Eniartng »„ v^M ̂  ̂ ^^
ute<-dtoGew(nnwnwndünfl uhd •80wft erfwd^^. Ober die Festeteffurü'des
Mmwüwsl*»»- -«*M' (»^M» H.uph««m*n„. (h^'a«,.^

den GeschäB^ahres statt.

(4) entfallt ersatzli[OS

S 17
TeMnahm» an der Hauptversammlung

(t) Zurreilhahmean der HaMptversa^ung ̂  ̂  ̂ 0^ des Sfimn,»chte
rtn^nur di^ertgen Aktooäre bewhfgt. dte s?ch fr, Texfom.'(S 126 b BG8);n
deu^w ̂engnscher Sp^che angefflefdet haben. Dte AnmeUung„u8s'
de^seU^unter der In der Efribenrfüng hierfür mitgetelften Adr^se spä^
testans to(8 am» Abfauf der gesetriteh besümmten Frist zugehen.

Stand: +O. OOJ!017-
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(2) Die Aktionäre haben darüber hinaus üu-e Berechtigung zur Teilnahme an der
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stünmrechts nachzuweisen. Dafür reicht die
Vorlage eines m Textfonn (§ 126 b BOB) ersteUten Nachweises über den Anteilsbesitz
durch das depotfuhrende Institut oder der Nachweis des Anteilsbesitzes m Textfonn durch
den Letztintennediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der jeweilige Nachweis hat sich auf
den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversanamlung zu beziehen und muss der
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mind^tens sechs
Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind.

(3; In der EInbendunfl kann e?ne k&ze/e. in Tagen zu bemessende Frist für den

Zugang der Anmeldung nach Absafc l und des Nachviwjws des Antdtebestaes

nach Absatz 2 vorgesehen werden.

(4> Der Vorstand ist ennächtfgt voizusehen. dass Atrtfonäre an der Hauptvereamm-

lung auch ohne AnwesenheH an deren Ort und ohne einen BevonmächUgtan

teBnehmen und sämtttehe oder einzelne Ihrer Rechte ganz oder tafhwbe frn

Wege etofdrontechar Kömmunflcation ausüben können (Onltne-TeUnahme). Der

Voretand »st auch ennächttgt, die Etnadhejtm zum Verfatven zu tmffiBn. Diese

werten mtt der Elnbeniftjng der Hauphwsammhing bekannt gemachfc

(^AufsichtsiatsmitgHedem ist in Abstünmung mit dem Ve^ammlungsleiter die Teihiahme an der Hauptversammluns im
wegederTm,:,undBildübertragung m den Fällen ausnahmsweise gestattet, m denen sie-dienstlich bed^gt'veA'm'd^sm'd
odCTmtCTh?!!chem zeit:. oder Kostenaufwand verbundene Reisen zum" Ort dCTHauptversanmduDgüinT Kau7nehmZ
^T^?-Fan.da'„vutoellmHauptvCTS. ammlung otme physische präsenz der Aktionäre 0^ ihrer BjvoUmächtigtCTTam
^d^Hauph.ersanunlung ist den Aufsichtsratsmitgliedem generell die Teilnahme im Wegeder~BHd--und"TonÜb^ragmg
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Sümmncht

(1) Jede Aküe gewährt in der Haiq»hwfsammlung eine Stimme.

(2) Das SUmmrecht kam durch Bevoßmächligte ausgeübt werten. Die ErteJtung

von Vollmachten. <Ue nfeht an ein KrBdWnaUtut oder eine AMonärsvweWgung

oder eine andere der in g 135 AkfG gtetehgesteltten Instttuäonen oder Parsonen

erteilt werden, der Widerruf dieser Voffmachten und der Nachwgte der Bevofr

Stand: 4fl.08.20rr
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mächtfgunfl flegenüber der Geseftechafl bedürfen dabef der Textfbrm ( 128 b
BGB). Dte Etnzelheften für dto Erteffung der Voflmacht und die Öbwmfttfung des
Nachweise» werden zusammen mit der Bnbenrfüng der Hauptv8reamm»uno be.
tonnt gemacht. In der Bnberufüng der Haüptwreamrrtüng können für dte &te(-
»ung, den Wtdemrfund/bderdw Nachwrte der VoWmacM Effetchterungen fürdto
Fomwahrung bestimmt wonten.

(3) Der Vontand ist ennächügt, voizusehen. (tass Aktionäre Ihre SUmmen. auch
ohne an der Veroamntiunfl teilzunehmen. schriftlich oder un Wege alektron».
scher Ko»ronunikation abgeben dürfen (Briefwahf). Der Voretand ist auch er.
mächtig», die Bnzethelten zum Verfahren zu troffen. Dtose werten mit der ßn-
berufung der Hau^eraamnrfung bekannt gemacht

519
VowHa^ln dTHauptvwsammIunfl

(l) Den Vorsitz in der Hauptversammlung fuhrt der Vorsitzende des Aufsichtsratsund, faUs er
den Vorsitz nicht übemimmt, sein Stellvertreter. Weim auch der Stellvertreter den Vorsitz
nicht übernimmt, wird der Versammlungsleiter entweder durch Beschluss des Aufsichtsrats
oder - falls auch ein solcher nicht vorliegt - durch Wahl der in der Hauptversammlung
anwesenden Au&ichtsratsmitglieder mit einfacher MehAeit der Stimmen gewählt. Wählbar
smd sowohl Mitglieder des Aufsichtsrats als auch Dritte. Sofern nach diesen'Regelungen kein
Versammlungsleiter gewählt worden ist, wird der Versammlungsleiter" durch die
Hauptversammlung gewählt.

(2) Der Vorefüande tottet die Verhandlungen und bästimmt dto Relhenfofge, Jn der
dte Gegenstände der Tageso»dnung ertedlgt wentan. soww die Fbm» der Ab.
stfrnmung.

p)DCT-vorsitzende kann dasFrage--_Nachfmge- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschränken und Näheres hierzu
best!"mLT; CT kmn msbesondere zu Be8mn der Hauptversaimnlung oder währenduflu.es"VCTlaufes7^~zei^herRahm^
va"-ammlung' der AUSSPrache zuden Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage-~Nachfi^"und"R^b^
mgfflles!en. festsetzal- Bei.der Festlegungder färd^ ei"^lnen Frage-, Nachfrage-"und Redebdtrag"zur"
:^^K„^t:S:'"8"eto ""*" wer "-«^»W»»e„>„,-„;„^';=

Stand: J 0.00.2017.



- ^6 -

zeiäteh angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptvensammlungsverfairf, für

einzelne Tagesordnungspunkte oder für den einzefnen Redner festzu/egen.

(4) Der Versammhtngslefter Ist ermächWgt. die BUd- und/octer Tonüberfragung der
Hauptversammlung in einer von »hm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen.

Dte Übertragung kann auch »n einer Form erfötgen, zu der dte öflenüichkeft un-
efngeschränkt Zugang hat.

§20

Beschlussfassung

(1) Die Hauptvereammlung fast (hre Beschlüsse mtt einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen und, soweft eine KapJtalmehrheit erfbrterii'ch ist. mit einfacher

Mehrtiett des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapftate, soweft nicht

das Gesetz oder die Sataing zwingend etwas anderes vorschreiben.

(2) Wird bei einer Wahl im ersten Wah(gang eine einfache Sljmmenmeh»tieit nicht

enetoht, so findet eine engere Wahl unter den Personen statt, denen die beiden

höchsten StfmmenzaWen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entschenJet die

höchste Stimmenzahl. bei Sttnmengteichhen das durch den Vorsitzenden zu
ziehende Los.

S 21
Niederschrift über die Hauptversammlung

(1) Die Ntederechrm hat für die Akfonäre sowohl unterolnander als auch in Bezle-

hung auf ihre Vertreter volle Beweiskraft.

(2J Der Vorstand hat in der Hauptvefsammluf^ etn Verzeichnis der erechtenenen

oder vertretenen Aktionäre und der Vertreter von Aktionären m» Angabe ihres

Stand; +6. 08.201 y
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Namens und Wohnorts sowe der Anzahl der von ihnen vertretenen Aktien auf.

zustelten. Das Verzelchnte ist vor der ensten Absttmmung allen TeiJnehmem zu-
gänglich zu machen.

(3) Der Vorstand hat jedem Aktionär au» Verfangen bis zu zwe» Jahre nach der

Hauptversammlung Einsicm In das Teffnehmerveizefchrts zu gewähren.

VII. Jahresabschluss

§22

Jahresabschluss

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (8i-
lanz nebst Gevw'nn- und Vertustrechnung sowie Anhang) und den Lagebericht
aufeustdlen und dem vom Aufsfchtsrat zur Prüfung beauftragten Abschfussprü-
fer vorzulegen.

(2) Der Aufeichtsrat hat den Jahresabschtuss. den Laflebericht des Vorstands und

den Vorschlag fw die Vewendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das
Ergebn?» seiner Prüfung schriftHch an dte Hauptwrsammtung zu berichten. Er
hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm dte Vortagen zuge-
gangen sind. dem Vorstand zuzutetten. BMDgt der Aufsjchtsrat nach Präfüng den
Jahresabschluss. ist dteser festgeStelh.

§23

Gewinnverwendung

f t} Für die Gewinnverwendung gelten dte gesetzftahen Bestlmniungen. In einem
Kapilaterhöhungsbeschluss kann dfe Gewtnnverteffung neuer Aktien abwel-
chend von § 60 Abs. 2 Satt 3 des Afrtiengesetzes festgesebt werden.
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(2) Vorstand und Aufe(chtsrat sind ermächtigt, bei der Festetelhmg des Jahresab.

Schlusses b(s zu 80 % des Jahresübwschusses, der nach Abzug dw in die ge.

setzlfche RöcWage elnzusteflgnden Beträge und eines Veriustvortrags w/bleibt.

in andere Gewinnrüddagen einzustellen. Oto Efnsteflung ist nicht zulässig, so-

weit die anderen Gewfnniücklagen nach der Einstetlung dfe Hälfte des Grund-

kapftals übersteigen würden.

VHI. Schlussbesämmungen

§24
Gründungsaufwand

Der Gründungsairfwand (Gebühren von Notar und Gericht. Kosten des Druckes von

Aküenurkunden. Kosten der VeröffenUtchung und des Gründungspriifere) wild mit

Insgesamt bis zu € 10. 000.- festgesetrt und von der Gesellschaft getraßen.

§25

Salvatorische Klausel

Sollten Besümmungen dieser Satzung rechtsunwlrksam sein oder werden, so wird

die Wirksamkeit der übriger» Bestimmungen hiervon nicht bettihrt.

Wenn sich regelungsbedflrfBge Lücken oder WWersprüche in dieser Satzung her-

ausäeften $o(ften, so sind dte Sesämmungen unter Berücksichtigung von Treu und

Glauben so auszuführen oder auszulegen. wie die Beteiligten es getan hätten, wenn
ste die Lücke oder den Wkterepruch erkannt hätten.
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